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Insolvenzen in der Pflege im zweiten Quartal 2026 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Wie bereits in der Vergangenheit auch, bitte ich die Landesregierung um Auskunft über die 
Zahlen der Insolvenzen in der Pflege und der Schließungen von Pflegebetrieben ohne Insol-
venz in NRW, nunmehr im zweiten Quartal 2026.  
 
 
Der Minister für Arbeit, Gesundheit und Soziales hat die Kleine Anfrage 8414 mit Schreiben 
vom 25. August 2026 namens der Landesregierung beantwortet. 
 
 
1. Wie viele Insolvenzen wurden in der Pflegebranche im zweiten Quartal 2026 in 

Nordrhein-Westfalen angemeldet? (bitte wie bereits in der Vergangenheit auch 
hier auflisten nach Regierungsbezirken und Einrichtungstypen wie vollstationär, 
teilstationär und ambulante Dienste) 

 
Gemäß § 9 Absatz 4 Wohn- und Teilhabegesetz (WTG) haben Leistungsanbieterinnen und 
Leistungsanbieter eine bereits eingetretene Überschuldung oder eine eingetretene oder dro-
hende Zahlungsunfähigkeit oder eine sonstige Unfähigkeit, die Verpflichtungen gegenüber den 
Nutzerinnen und Nutzern zu erfüllen, unverzüglich der zuständigen Behörde anzuzeigen.  
Im zweiten Quartal 2026 hat im Regierungsbezirk Düsseldorf ein/e Leistungsanbieterin/Leis-
tungsanbieter eine Überschuldung / Zahlungsunfähigkeit gemäß § 9 Absatz 4 WTG angezeigt. 
Zu beachten ist, dass in der überwiegenden Zahl der Fälle die gemeldeten Überschuldungen 
nicht zu Schließungen der Leistungsangebote und einem damit verbundenen Wegfall von Plät-
zen in der stationären Pflege führen, da die Einrichtungen von anderen Betreiberinnen und 
Betreibern übernommen und weitergeführt werden. 
 
 
2. In welchem Maße haben die Insolvenzen zum Wegfall von Pflegeplätzen geführt? 

(auch hier bitte wieder auflisten nach Regierungsbezirken und nach vollstationär, 
teilstationär und ambulanten Diensten) 
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Im zweiten Quartal 2026 sind im Regierungsbezirk Köln die Schließungen von drei teilstatio-
nären Einrichtungen unter Wegfall von insgesamt 45 Plätzen erfolgt. Weitere Schließungen 
aufgrund von Insolvenzen wurden nicht angezeigt. 
 
 
3. Wie viele Einrichtungen und Dienste – vollstationär, teilstationär und ambulant – 

haben in NRW im zweiten Quartal 2026 ihren Dienst vollständig eingestellt, sind 
also inzwischen geschlossen, ohne dass es zuvor ein Insolvenzverfahren gege-
ben hatte? (auch hier bitte wieder auflisten nach Regierungsbezirken und nach 
vollstationär, teilstationär und ambulanten Diensten) 

 
4. Wie viele Pflegeplätze – vollstationär, teilstationär und ambulant – sind durch die 

in Frage drei genannten Einrichtungsschließungen ohne vorheriges Insolvenzver-
fahren weggefallen? (auch hier bitte wieder auflisten nach Regierungsbezirken 
und nach vollstationär, teilstationär und ambulanten Diensten) 

 
Die Fragen 3 und 4 werden aus Gründen des Sachzusammenhangs gemeinsam beantwortet. 
 
Im Regierungsbezirk Arnsberg wurde eine vollstationäre Einrichtung mit 49 Plätzen geschlos-
sen. In den Regierungsbezirken Detmold und Münster wurde jeweils eine teilstationäre Ein-
richtung geschlossen (mit 21 bzw. 13 Plätzen).  
In den Regierungsbezirken Köln und Münster wurden vier bzw. drei Ambulante Dienste ge-
schlossen. 


